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Herrn 

20. August 2012 

LANDTAG· 

Christian DaMm Mdl 
Vorsitzender des 'Ausschusses für Kommunalpolitik 
Im Landtag von Nordrhein-Westfalen -
Postfach 10 11 45 
40002 Düsseldorf 

NORDRHEIN-WESTFALEN 
16. WAHLPERIODE 
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16/30 
A11 

Gemeinsame Stellungnahme der Fraktionen von SPD, CDU, Grünen und 
PDP im Rat der Stadt Köln :Zum Gesetzentwurf zur Stärkung des 
kommunalen Ehrenamtes (Drqcksache 16/48) 

Sehr geehrter Herr DaMm, 

vielen Dank für die Aufforderung zur Stellungnahme. Der Rat der Stadt Köln hat 
bereits vor längerer Zelt ln einer Resolution eine Verbesserung der Position 

. ehrenamtlicher Ratsmitglieder gefordert. Daher sind wir froh, dass sich auch der 
neu konstituierte landtag so schnell des Themas wieder annimmt. 

Zur Anhörung am 9. März diesen Jahres haben wir bereits schriftlich wie mündN 

lieh Stellung genommen. Dt;l der nun vorliegende Gesetzentwurf (Gesetz zur 
Stärkung des komrnun<llen Ehrenamtes und zur Änderung weiterer kommunal- . 
verfassungsrechtlicher Vorschriften, Drucksache 16/48) unverändert gegenüber 
dem damals eingebrachten ist, mächten wir auf diese Stellungnahmen verweisen 
(Stellungnahme 15/1360, AusschussprotOkolll,S/441). 

Insbesondere bitten wir Sie darum, .noch In diesem Gesetzgebungsverfahren eine 
rechtsfeste Regelung der sogenannten IIHausarbeitsentschädigung" zu berück
sichtigen und Tätigkeiten Beschäftigter im Öffentlichen Dienst In Drittgremien im 
Auftrag der Räte alJs dem Nebentätlgke1tsrecht aufzunehmen. 

. .. -2-
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Darüber hinaus sind wir der Äuffassungl dass es in dem bereits angekündigten 
weiteren Diskussionsprozess auch um die Frage der Professionalisierung von 
Ratsmitgliedern in Großstädten gehen muss. Auf Dauer ist die hohe Arbeits~ 
belastung verbunden mit den neuen komplexen Herausforderungen rein 
ehrenamtlich nicht tragbar. 

Mit freundlichen Grüßen 

s~ J~ S',~ ~~.-
Susana 60S Santos Herrman" 
stellv, VorsItzende der SPD-Fraktion 

J.~~) 
Barbara Maria 
Vorsitzende der Grünen-Fraktion 

~ -
Wi ich G 
Vo Itzend 

Ra Sterek 

-Fraktion 

v rsltlender der FDP-Frattlon 
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Ausschuss für KommLlnalpolitlk 09.03.2012 
43, Sitzung (öffentlich) me 

Barbara Moritl (Fraktion BÜNDNiS SO/DIE GRÜNEN im Rat dsr stadt Köln): 
Sehr geehrte Frau Gödeckel Sehr geehrte Damen und Herren! Her.!:lichen Dank fOr 
die Einladung. Der Gesetzentwurf, IJber den wir heute sprechen, wird von uns grund
sätzlich begrüßt. weil er die schlimmsten Härten und Belastungen, die sich aus der 
ehrenamtllehen Mandatstätigkeitergeben, mildert und durch den Fortbildungsan-' 
spruch den gestiegenen Kompetenzansprüchen teilweise Rechnung trägt. Aber Sie 
vermuten es schon: Insgesamt kann der GesewnlWurf nur ein erster Schritt sein. Es 
bedarf zukünftig weiterer Änderungen, um zumindest in den Großstädten eine sach-
gerechte Mandafsausübung zu gewährleisten. ' 

Wir müssen uns fragen, ob das Bild des ehrenamtlichen Kommullalpolitikers, weI
ches unserer Gemeindeordnung zugrunde liegt, heute noch stimmt. Der loka!politi-
kef, die lokalpolitik.erin 5011 ganz nah bei den leuten sein, seinen Mann und seine 
.Frau Im Berof stehen, also wissen, wie es den Menschel1'geht, und nebenbei, nach 
Feierabend, geht der lokalpolitiker manchmal für einige stunden ins Rathaus und 

'fasst dort Beschfüsse. - Dieses Blld'entsprichtnicht mehr der Wii'~liehkeit. 

Di~ Mandatsträger in den Großstädten, die heute unter uns sind, werden genauso 
wie ich nur Kopfschütteln für die Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft der kom
munalen Spitzenverbände übrig haben, in der närrllich gefordert wird, dass möglichst 

. alle Sittungen lI'on'Räten und Ausschüssen,'von Aufsichtsräten und Beiräten außer
halb der üblichen Arbeitszeiten. also nach 16 Uhr, stattfinden sollen, Was demken die 
sich eigentlich? In einer Stadt wie Keiln könnte das nur gelingen, wenn die .Woche 
zehn Arbeitstage hätte. Das ist auch nlc,ht \10m Gesetzgeber zu lösen. 

Die Arbeitsgruppe-, die der Landtag nach einem rot-grünen Anfrag 2003 eingesetzt 
hatte, befragte neben verschiedenen Interessenvertretern auch die Goethe-, 
Universität Frankfurt und die Bertelsmann Stiftung. Ich beziehe 'mich im Folgenden 
noch auf eine Langzeits.tudia der Universität Halle-Wittenberg, die sich mit einer vere 

gleichenden Untersuchung von Groß-, Mittelstädten und Kreistagen in den Ländern 
Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt beschäftigt 

In dieser Studie werden folgende Trends zusammengefasst, die dazu führen müss
ten; dass das kommunale Ehrenamt mit ganz anderen Rahmenbedingungen ausge
stattet wird: Wir haben ejne steigende Aufgabenkomplexität. Wir haben eine stärkere 
Professionalisierung. Wir haben eine Parlamentaiisiarung der Ratsarbeit beaonders 
in den großen Städten, das. heißt Meinungsbildung und EJitscheidungsfindung in 
Fraktionssitzungen, . Arbeitskreisen und KoalitJonsausschüssen. Wir haben eine viel 
höhere Anspruchshaltung in der Bürgerschaft, die auch viel stärker personaliSiert 
wird, als es früher der Fall war. 

Nach allen' mir vorliegenden Untersuchungen arbeiten normale Ratsmitglieder in 
Städten ab 100.000 Einwohnern - das gilt tendenziell umso stärker - bis über 
400.000 Einwohner zwischen 20 und 30 Stunden ehrenamtlich, funktions1räger wie 
Fralctlonsvorsitlenda oder AusschussvorsifZendo 40 und mehl" Sturtdan, wohlge
merkt pro Woche. Zusätzlich .zu einer normalen ErwerbstätIgkeit im Umfang von 
40 Stunden hier von einer Ehrel1amtfichkeftzu sprechen, ist blanker Hohn. Das ent
spricht in keiner Weise mehr der Realität. Sie wissen sicher, dass das Beamtenge~ 
setz - angebficn soll es unter den Mar)datsträgern viele Beamte geben - in dem Pa-
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ragrafen - ich habe die Nummer gerade nicht im Kopf -, in dem die zeitliche Bean
spruchung im Zusammenhang mit NebentätigkeiteIl definiert ist, ,sagt Eine Nebentä
tigkeit darf ein Ftlnftel der Arbeitszeit, nicht überschreiten. - 40 geteilt durch fünf ist 
leicht zu rechnen. Das. heißt, jeder Beamte, der mehr als acht Stunden ehrenamtlich 
'arbeitet - das sind bereits die leute in den Be~irksvertretungen -, verstößt im Prinzip. 
gegen das Beamtengesetz. 

Daher ist der vorliegende Ge$etzel"ltwurtnlcht geeignet, das Problem strukturell in 
den Griff zu bekommen. Es ist nicht verwunderlich, dass die Akzeptanz der Arbeitge
ber und auch der Arbeitskollegen fOr kommunare Mandate sinkt Ebenso wenig ist 
eine Auswe,itung der FreisteIlung oder V~rdlenstausfallregelung im Interesse von Ar- " 
b"eitgebern und Betrieben. Gerade hoch qualifizierte Mandatsträger sind in den Un
ternehmen nur bedingt temporär ersetzbar. 

Laut § 44 GO sind Benachtelligungen am Arbeitsplatz unzulässig, als sei der Schutz 
vor Kündigungen und Entlassungenausreicherid, um Benachteiligungen. zu vermei~ 
den. Die zunehmende Forderung nach Nacharbeiten der entfallenen Arbeitszeit,aber 
auch die Nich1berucksichtigung von Beförderungen oder beruflichen Weiterelitwick
lungen verdeutlichen die Nfchtvereinbarkeit von beruflicher Tätigkeit und k9mmuna- ' 
lern Mandatsengagsmant. Viele Ratsmitglieder arbeiten mittrerweile in Teilzeit, um 
den Anspruchen zu genügen. Die gez:ahlten Aufw'andsentschädigungen Können den 
Verdienstausfall hingegen in keiner Weise ausgleichen, anders als es in süddeut
schen Groß$tiidten der Fall ist, zum Beispiel In Stuttgart oder München, wo es drei
mal so hohe Aufwandsvergütungen gibt wie beispielsweise in Köln. Die Aufwands-
entschädigungen in Nf;{Wgehören zu den nieCtrigsten in unserer Republik. . 

In der Folge wird es zunehmend schwieriger werden; jungen,' gut ausgebildeten 
, Nachwuchs zu rekrutieren, der bereit ist, solche Benachteiligungen in Kauf zu neh~ 

man. Die von mir zitierten Studien bezeichnen. es sogar als DemokratiedefIZit, dass 
ganze Berufs~ und Bevölkerungsgruppen, besonders Junge Frauen, ganz besonders 
Frauen mit Kindern und andere sogenannte - dafOr gibt es schon' ein' Wort - 'zeitar
me Personen, nicht mehr in Räten vertreten $ind~ 

Die -großen Städte mit ihren ausgegliederten Unternehmen und'der großen Anzahl 
an Beschäftigten - in der Kölner KemvelWaltung a.rbeiten zum Beispiel 17.000 Be
schäftigte - wsrdGn heute oft mit Konzernen vergliehen. Der Rat wäre entsprechend 
der Aufsichtsrat, der das Unternehmen kontrollieren soll. Der "Kölner Stadt·Allzeiger" 
stellt dazu in einem Kommentar 2009 fest: "Eine Kommune mit 1 Million Einwohner 
lässt sich nicht nebenbei regieren" und fordert, dass der Ges(.'!tzgeber schnell dar
über nachdenken soll. ob diese Arbeit professionalisiert oder tl)i1professionalisiert 
werden soll. 

Vor diesem Hintergrund bitte ich den landtag dringend, sich der lösung des Prob-
lems anzunehmen, damit die kommunale Demokratie ihre Glaubwürdigkeit und 
Kompetenz nicht verliert. Let?.tendUch unterscheiden die Wählerinnen und Wähler 
kaum zwischen den einzelnen kommunalen Eb~nen. Wenn die Demokratie in den 
Kommunen, wo der direkteste Kontakt zwischen Bürgern und Politikern herrscht; 
erodiert, wird das auch Folgen für die Landes- und die Bundespolitik haben. 
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Gemeinsame Stellungnahme der fraktionen VOI\ SP'D.I' CDUr Grünen und 
FDP im Rat der Stadt Köln zum· Gesetl:entwurf zur Stärkung des 
kommunalen Ehrenamtes (Drucksache 15/3398) . 

Sehr geehrte Frau GBdecke. 
sehr geehrte Damen und Herren. Abgeordnete! 

der Gesetzentwurf wird von uns ausdrOcklich als wichtiger erster Schritt ;zur 
Stabilisierung des kommunalen Ehrenamtes begrüßt, Wesentliche Anregungen 
unserer Eingabe an den landtagNRW vom 22.04.2008 (siehe Anlage), die 
schließlich zur Einsetzung der Arbe.itsgruppe Kommunales Ehrenamt des 
Ausschusses für Kommunalpolitikführte, wurden aufgegriffen. Insbesondere die 
Regelungen zur beruflichen Gleltz~it, dJe EInbeziehung von Drittgremien in den 
frejgtellungsanspruch und die Anerkennung kommunalpoIltIschen Fortbildungs
bedarfs·sind wichtige Elemente, in denen auch eine besondere Wertschätzung 
des kommunalen Ehrenamtes In einem anspruchsvoller werdenden Umfeld zum 
Ausdruck kommt. . 

Wir nutzen diese Gelegenheit, entgegen stehenden Wertungen und Anregüngen 
in der Stellungnahme vom 25.01.201~ der kommunalen spitzenverbändc, die 
nach ihrem Anspruch auch die Interessen der Ehrenamtlichen in der Kommunal
politik vertreten mUssten, nachdrücklich zu Widersprechen. 

Aus aktuellem Anlass tier Rechtsprechung des OVG NRW regen wir an, eine 
praxißgerechte Regelung zur "Hausarbeitsentschädigung" noch in dlese6 Gesetz 
aufzunehmen. 

Die~Ankündigung der Antragsteller, w~ltere FragesteHungen in einer erneuten 
!:xpeltenkommisslon.aufgre.iren zu wallen, hatten wir für sachgerecht, Dafür 
regen wir schon jetzt an! filr Großstädte - z.B. zunächst im Rahmen einer 
Experimentierklausel ~ bestimmte Regelungen der Gemelndeordn!,Jng zU 
modifizieren und zu flexlbilrsieren. 
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Ziel.alh:~r Regeluligen muss nach wie vor sein, das kommunale Ehrenamt für aUt! 
Berufsgruppen gleichermaßen attraktiv und leistbar zu gestalten. 

Gerne machen wir von der Möglichkeit Gebrauch, diese Stellungnahme In der 
Ausschusssitzung mündlich zu ergänzen. 

Mit freundlichen Grüßen 

S,b0 L-----
Susana dos Santos Herrmann 
steHv. Vorsitzende der SPD~FraktiDn 

d3.1z~"\ 
Barbara MoritzO 
Vorsitzende der Grünen-Fraktion 

.~~. ~t~ W nridi ranil-zk . 
V itzen. r derC U·fraklion 

/~-_. 
/ rSi~:ZE!ndCr der FD P-Frakth:;m 

.5.61'9 
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CDU~ Rat der Stadt Köln 
SPD, Rat der Siadt Köln . 
Bündnis 901 Die Grüneri, Rat der Stadt Köln 
FDP, Rat der Stadt Köln 

f!.ll die/den 
Frau landtagspras[dentin Reglna van Dinther 
Herrn Mlnisterprasidenten· Or. Jurgcm RüUgers 
Herrn Innenminister Dr. Wolf " 

An.: 02118843002 

LandtagsfrakUonen der SPD, COU, FDP und Bündnls 90IDie Grünen . 
Prasidentsn" des·l1otdrheinwesUl:ilisphen Städtetages, Herrn Oberbü:rgermeister-Fritz 
Schramma 

Wahning der Rechte kommunaler Mandatsträger im Hin blick auf Fre-istGlIung . 
zu!' Ausübung ihres Ehremimtes: . 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die In § 43 der GO NRW defJnierten Rechte und Pflichten kommunaler Malldat~träger 

gestalten sich in kreIsfreien Kommunen ab einer bestimmten Größe . 

e.rfahrungsgemäß zunehmend komplexer, anspruchsvoller und zeita.ufwändiger. So 

stelten in größeren Kommunen beispielsweise eine Vielzahl an" Ausschüssen, 

ArbeitsgemeinschaftEll1 und sonstige Gremien zusätzlich0 T~rmh",erpflichtungen dar, 

die nur unter Einsatz. eines großen Fre:lzeitanteils von den Mandatsträgern 

V'iahrgenommen werden können. 

§ 44 der GO NW, der dIe F'reistcl!ung von Ra.tsmifgliedern regelt, spiegelt die 

WirklichkeIt der Arb;!-Ji{swelt nicht m~hr wieder und ist weitgehend eine Farce: 

Arbeitgeber orientIeren sich mehr und mehr an der IntsnsMerung der Arbeitsz;eit ,lU 

Steigerung der Produktiv.ltät ihrer Unternehmen, das Verständnis für die 
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Wahrnehmung eines politischen Ehrenan1tes sin!<t und Mandatsträger sioßen daher 

zusehen,ds auf Widerwillen bei illren Arbnilgeborn, wenn es um di~ F~sistellung 

während der f\rbeitszeiten lur Wahrnehmung der politischen Aufgaben im Rahmen 

dieses Ehrenamtes geht. 

Sofern sich Mandal.Sträger emst~ und gewissenhaft ihrom Amt widmenwolle'n, führt 

dies zwangsläufig zu Konflikten am Arbeitsplatz, da dort :wnehmend das ' 

Nacharbeiten von AUSfallzehen gefordert wird. Erfolgt dies nicht in gefordertem 

Ausma'ß, k3rm das 'Nachteile in Hinblick auf die Karriere und andere Repressalien 

zur Folge haben, Die Aussicht auf nachteilige Bedingungen sm Arbeitsplatz und 

Hindernisse bel der beru1lichen Karriere und Weiteren~wlcl<lung erschweren 

-wiederl.,lrn dl€lSuchG bel der Rekrutierung junger, kommunaler Nachwuchspolltiker. 

Eine Aush9h1ung der Recllte der Mandatslräger stellt eine direkte Bedrohung der 

koin'munalen Demokratie dar; die Qualität der komrnunalen Demokratie steht daniit 

zur Disposition .. 

Daneben hat sich gezeigt. dass das Beamtenrecht und die Ehrenamtlichkeit von 

Ratsmitgliedern nur schwer z.u vereinbaren Sif'ld. So sieht das Beamtemecht des 

Landes NRW boispiolweiso nicht die .Beurlaubung ?.Ur Übernahme eines politischen 

Mandates vor. Weitere arbeit.srechtliche Konditionen,wie die Regelungen zur 

, Krankenversicherung LInd Pensionsbezugen sind ebenfans davon tangiert. 

Ebenso wird der § 45 GO NRW, der die Entschädigungen. für Ratsmitglieder regelt, 

insbesondere in großen Städten mit einem unvergleichbar höheren Al.lfwand, als 

iJberar'beUungswürdig angesehen. 

Der Landtag NRW yvird daher gebeten. sich mit der r.echtlichen Situation der 

kommunalen Mandatsträger zu befassen und für eine nachhaltige Stärkung ihrer 

Position auch gegenüber den' jeweiligen Arbeitgebern ~ihwsetzcn. Der Landtag ist 

gefordert. diesbezügliche Vorschläge für eine entsprechende Rafo'rm der GO zu 

erarbeiten. 

Wir bitten auch aN den Slädtetag NRW, sich mit dieser Problematik zu'boschäftigen 

Unl.8f 7ur l~ilfenahme einer vergleichenden Darstellung der entsprechenden 

Regelwlgen in lIen cmdemn Bundesländern. 

5.8-'9 
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-Mit freundlichen Grüßen 

Winrlc[l Granitz.ka 

Fraktiönsvorsi1zender der eDU 

Barbara Moritz: 

FraktionsVorsitzende 890/018 Grünen 

3 

Martin Börsehel 

Fralctionsvorsitzender der SPD 

Rafph Stere!< 

Fraktionsvorsitzender FDP 


